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SED bezahlt die Warschauer Versöhnung
Die Hintergründe eines Ostberiiner „Staatsbesuches“

Ostberlin stand in  der vergangenen W oche im  M ittelpunkt 
eines Treffens von polnischen, tschechoslowakischen und sow jet- 
zonalen Regierungsfunktionären. D ie  Sache wurde als „Freund- 
ehaftsbesuek“  deklariert, und man überbot sich in  entsprechen

den Gesten. Man malte das Gespenst des „westdeutschen 
M ilitarismus und Revanchismus“ an die W and, sprach sehr 
v ie l von einer Atom waffenstationierung und pries demgegen
über die friedliche, ganz andersartige Zusammenarbeit volks
demokratischer Staaten. M it keinem einzigen W ort aber 
erwähnte man den tatsächlichen Zweck dieser Zusammenkunft: 
D ie von den Sowjets geforderte Festigung des aus den Fugen 
geratenen Warschauer Paktes und den Kuhhandel um die 
W iederaufnahme der polnischen Kohlelieferungen.

W orum g ing es denn? D ie drei 
„Parlam entsdelegationen“ waren 
das letzte M al im  Dezember 
1954 in P ra g  zusammengekom
men, um die Struktur des W ar
schauer Paktsystems festzu
legen. D er Pakt kam zustande, 
w eil die an ihm Interessierten 
dadurch die W iederbewaffnung 
der Bundesrepublik und die 
Pariser Verträge durchkreuzen 
wollten. Tatsächlich war der 
Warschauer Pakt nur noch die 
F ix ieru ng eines Zustandes, der 
seit langem bestand und durch 
den die Yerleid iguiigsbestrebun- 
gen der westlichen W e lt  erst 
notwendig geworden waren.

Das „Industrie-Dreieck“
'eben den militärischen Pakt- 

. ^machungen stand damals die 
w irtschaftliche Koordinierung 
dieser drei Länder. Schon 1949 
sprach man von einem „Indu
strie-Dreieck“ , das dem W ar
schauer Pakt das ökonomische 
Rückgrat geben sollte: Dort, 
w o Polen, die Tschechoslowakei 
und die Sowjetzone zusammen
stießen, sollte ein Industrie
zentrum entstehen, eine A rt 
östlichen Ruhrgehietes, R ü 
stungszentrum des gesamten 
Ostblocks.

Zu diesem Zweck fanden bis 
in den Herbst 1955 Koord in ie
rungsbesprechungen statt. Man 
begann, die Produktionskräfte 
solcher Hüttenkombinate w ie 
Stalinstadt und Now a Huta zu
sammenzulegen, es gab tsche

choslowakisch-sowjetzonale K o 
produktionen im Maschinenbau, 
im Automobilbau und in  der 
Grundstoffindustrie. Im  Som
m er 1956 w ar man endlich so
w eit, konkrete P läne fü r das 
„Industriedreieck“ auszuarbei
ten. Da kam die ungarische 
Revolution, und der Umsturz in 
Po len  brachte den ganzen W ar
schauer Pakt in Gefahr.

Ein „Kohlenhandel“
Plötzlich  scheiterte das ganze 

R iesenprojekt an der simplen 
Kohlenfrage. D ie  Sowjetzone 
hatte versprochen, den Haupt
anteil der Energieversorgung 
des neuen Industriezentrums zu 
übernehmen, wenn Polen dafür 
die ostdeutsche Stefhkohlenver- 
sorgung garantieren würde.

D ie  Tschechoslowaken wollten 
andere sowjetzonale Produk
tionszweige entlasten, w ofür die 
SED Bergbau- und Energiema
schinen an Po len  zu liefern  
hatte. Nun stellten die Po len  auf 
einmal die Steinkohlelieferun
gen an den Ostblock ein, alle 
gegenseitigen Abmachungen 
wurden annulliert und das P ro 
jek t „Industrie-Dreieck“ g in g  
zu den Akten.

D ie  Sowjets hatten damit 
einen schweren Schlag erlitten. 
Nun mußten sie einspringen, 
immer neue Rubelkredite waren 
in  den Ostblock hirí&inzupum- 
pen, um die militärische und 
rüstungswirtschaftliche Macht 
der Warschauer Paktstaaten

aufrechtzuerhalten. Bis Moskau 
den betreffenden Ländern An
fang dieses Jahres erk lärte: 
Entweder ihr realisiert die im 
W arschauer Pakt beschlossenen 
Großbauvorhaben, oder w ir  
stellen unsere Unterstützung 
auf anderen Gebieten ein! Nun 
beschwor man die • Warschauer 
Regierung, zu den alten A b 
machungen zurückzukehren. 
Sagten die Po len : Einverstan
den, w ir  liefern  Steinkohle, 
•wenn ihr uns dafür eine Braun- 
kohlenindustrie aufbaut! Be
schloß der „R a t fü r gegen
se itige  W irtschaftsh ilfe“ : Diö
Sowjetzone als „Braunkohlen- 
Spezialist“ ' w ird  diese Aufgabe 
übernehmen! Und der große 
Kohlenhandel begann . . „

Die SED muß zahlen
Die SED erhielt den Auftrag, 

von der an sie abgezweigtea 
Sow jeth ilfe  400 M illionen Rubel 
als K red it an Polen zu verge
ben. F ü r  dieses Geld muß die 
Sow jetzone fün f große pol
nische Braunkohlevorkommen 
erschließen. Dafür w ird  W ar
schau w ieder Steinkohle an 
P ra g  und Pankow  liefern. Man 
ist genausoweit w ie 1954, nur 
daß die SED — die man je tz t 
offen zum Hauptschuldigen am 
Warschauer Fam ilienstreit er
k lärt —  ihre Torheiten vom 
letzten Herbst m it 400 Millionen 
Rubel bezahlen muß.

D er Ostberliner „Staatsbesuch” 
w ar das Siegel unter diesen 
Kohlenhandel. D ie Polen, die 
den Ausbau ihrer eigenen 
Braunkohlenindustrie sträflich 
vernachlässigt haben, holen das 
Versäumte nun m it sowjetzona
len Geldern nach. D ie Tsche
chen, die sich im  letzten Okto
ber wohlweislich zurückgehalten 
haben, kommen ohne finan
z ielle  Bußen weg, und die SED 
hat die Genugtuung, diese 
volksdemokratische „Versöh
nung“ m it harten Rubeln be
zahlen zu dürfen.
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Das Ärgernis 
der Welt

D T . Der Bundestag hat nach 
langer Zeit w ieder einmal das 
gewonnen, was man eine ..gute 
Presse“ nennt. D ie  öffentliche 
Meinung ze ig t sich, nachdem 
sie in der Vorhölle -des W ahl
kampfes bereits manche b ittere 
Erfahrung gemacht hatte, von 
der D iszip lin  und Sachlichkeit 
beeindruckt, m it der er das 
atomare Problem  als eine 
Schicksalsfrage Deutschlands 
und der ganzen W e lt  erörtert 
hat. E r  w ird  dafür m it Recht 
gelobt. Daß er diese Anerken
nung verdient, das ist um so 
erfreulicher, als der Atom streit 
als Thema N r. 1 bereits die T r i
bünen des W ahlkampfes zu er
obern begann.

In  der grundsätzlichen E in
stellung zu den Atomwaffen und 
ihren Gefahren bestehe zw i
schen Regierung und Opposition 
eine weitgehende Übereinstim
mung. Schluß m it d en  A tom 
bomben-Versuchen! F o rt über
haupt m it dem „Teufelszeug“ 
durch eine kontrollierte A b 
rüstung! Das ist der R u f aller, 
und zwar nicht nur in Deutsch
land. D er deutsche Streit be
ginnt eigentlich erst an der 
Frage, w ie sich die Bundes
republik verhalten soll, wenn 
eine Abrüstung in absehbarer 
Zeit nicht erreichbar sein 
würde. E r setzt schon vorher 
an der Forderung der SPD ein, 
daß die Bundesrepublik ohne 
Rücksicht auf den Ausgang der 
Abrüstungsverhandlungen be
reits heute endgültig auf eine 
atomare Ausrüstung verzichten 
und die Stationierung amerika
nischer Atomwaffen auf ihrem 
Gebiet verweigern soll.

D ie  Lösung der großen P ro 
bleme, die heute die W e lt be
drängen, wäre jedoch vie l leich
ter, wenn der Osten und der 
W esten sich nur als zwei tech
nisch verschiedene Staats- und 
Gesellschaftsordnungen oder nur 
als gegnerische Machtsysteme 
gegenüberstünden. Denn Macht 
läßt sich durch Macht begren
zen und durch Abrüstung neu
tralisieren. In  W irklichkeit aber 
handelt es sich, w ie Professor 
Röpke dieser Tage rich tig  dar
legte, um zw ei verschiedene

Moralsysteme, von denen das 
eine, das kommunistische, den 
U ntergang des anderen pro
grammatisch erstrebt und stän
d ig  prophezeit. D ie  Macht rech
net schließlich nüchtern, wenn 
sie nicht in  den Händen eines 
Besessenen liegt, w ie H itler 
einer war. D ie auf reiner N ütz
lichkeitsmoral beruhende a g 
gressive Ideolog ie dagegen rech
net nicht, sondern drängt und 
tre ib t zur Ausbreitung auf allen 
oberirdischen und unterirdi
schen W egen, die ih r zugäng
lich sind. D ie vom  K rem l leider 
noch verkörperte E inheit bei
der, der weltpolitischen Macht 
und der aggressiven Ideologie, 
ist d a s  g r o ß e  Ä r g e r n i s  
d e r  W  e 11 , an der bisher alle 
Bemühungen um Ausgleich und 
Verständigung gescheitert sind. 
Sie ist ein flagran ter Verstoß 
gegen  die von Moskau selbst 
gepred igte Koexistenz.

Solange dieser W iderspruch 
besteht und nicht durch H and
lungen guten W illens und V er
zicht auf weltrevolutionäre 
Z iele überwunden ist, w ird  es 
sehr schwer sein, zu dem V er
trauen zu gelangen, das einer 
echten Entspannung voraus
gehen muß. Um dieses Ziel zu 
erreichen, ist ein geduldiges, in 
kleinen Schritten vorwärts füh
rendes Verhandeln des Westens 
m it Moskau ebenso notwendig 
w ie die W ahrung seiner auf 
modernsten Kam pfm itteln be
ruhenden militärischen Stärke. 
W ir  selbst müssen in der ato
maren Atmosphäre, die heute 
die weltpolitische Entwicklung 
kennzeichnet, dem Rat Dr. Ger
stenmaiers fo lgen  und der Angst 
widerstehen. In  ihr lieg t näm
lich die Gefahr, daß sie uns zu 
falschen Alternativen verführt. 
Von ihnen sprach der Europäer 
Spaak dieser Tage, als er sich 
gegen die dem Denken schimpf
licher Kollaboration entlehnte 
Auffassung wandte, daß es bes
ser sei, ein lebender Sklave der 
Sowjets als ein toter Freiheits
kämpfer zu sein. M it den M it
teln einer friedlichen Po litik  
dafür zu bürgen, daß die Deut
schen und die Europäer weder 
das eine noch das andere w er
den, das ist die dritte und 
alleingü ltige A lternative. Sie 
kennzeichnet zugleich das Ziel, 
dem die P o litik  der Bundes
regierung aufrichtig dient.

Das Junktim bleibt
D T . Berichte deutscher Zei

tungen aus W ashington, daß 
Präsident E isenhower den Kurs 
der amerikanischen P o litik  än
dere, und zw ar derart, daß die 
deutsche W iederverein igung 
nicht mehr Bedingung fü r die 
Abrüstung sei, haben einen 
W irb e l von  Erklärungen und 
Gegenerklärungen, von B e
fürchtungen und Beschwichti
gungen ausgelöst. D ie Berichte 
haben die Behauptung zum In 
halt, daß die U SA  in den L on 
doner Abrüstungsverhandlungen 
demnächst eine „entm ilit 
sierte Zone“ Vorschlägen w,. 
den, deren Achse auf deutschem 
Gebiet läge. E in  Kurswechsel 
w ird  darin gesehen, daß W a
shington m it einem solchen 
Vorschlag den Standpunkt ver
lasse, der bisher auch ein be
schränktes Abrüstungsabkom
men m it Moskau von politischen 
Regelungen und vor allem von 
der deutschen W iederverein i
gung abhängig gemacht habe. 
Diese Folgeru ng ist fragw ürdig 
und sogar falsch. Sie ist es des
halb, w eil ihre Voraussetzung 
nicht zutrifft.

A b r ü s t u n g  in  P h a s e n

A lle  Bemühungen um die A b 
rüstung sind seit Jahren dar
auf gerichtet, einen wenn auch 
bescheidenen Anfang zu finden 
und von ihm aus das weitere 
Vorgehen in fortschreitenden 
Phasen zu entwickeln. Der v._u 
genau einem Jahre dem Lon
doner Abrüstungsausschuß vor
gelegte britisch - französische 
P lan  z. B. sah drei verschiedene 
Phasen vor, deren erste bereits 
w ichtige Maßnahmen enthi 
ohne daß die F rage der W iet 
Vereinigung aufgeworfen wer
den sollte. D ie politischen 
Streitfragen sollten vielmehr 
jew eils im Übergang von der 
ersten zur zweiten oder von der 
zweiten zur dritten Phase in der 
W eise behandelt werden, daß 
zu prüfen und zu beschließen 
war, ob das notwendige gegen
seitige Vertrauen bestünde, um 
den Übergang zur nächsten 
Phase zu rechtfertigen. H ier 
w ar ein Junktim zwischen der 
Abrüstung und der deutschen 
W iedervereinigung geschaffen, 
ohne deren Verw irklichung die 
zweite oder wenigstens die 
letzte Phase nicht zur Durch
führung gelangen sollte.



Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in  der sowjetischen Be- 
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Beser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num
m er der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an fo lgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E . B  e g n i
Berliii-Tempelhof 1 

Manfred-v.-Biciithofen-Str. 2, I I
F alls Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Dolles: Nicht auf deutsche Kosten
Kein Abrüstungsabkommen auf der Basis der Teilung
M'ashiugton/London/Paris (AP/DPA). Die sensationellen Be

richte über einen Kurswechsel der amerikanischen Außenpoli
tik in der deutschen Frage haben offizielle Erklärungen ausge
löst.^ In  Washington stellte Außenminister Dulles mit Nach
druck fest, die amerikanische Begierung würde unter keinen 
Umstanden einem Abrüstungsabkommen zustimmen, das auf 
der Teilung Deutschlands beruhe. In London erklärte ein 
Sprecher des britischen Außenministeriums, es würden keine 
Abrustungsbeschlüsse über Deutschlands Kopf hinweg getrof
fen werden. Ein Sprecher des französischen Außenministeriums 
teilte mit, dem französischen Botschafter in Washington sei am 
Montag ausdrücklich versichert worden, daß die amerikanische 
Begierung an dem bisherigen Grundsatz einer Koppelung der 
Miedervereinigungsfrage mit einem Abrüstungsabkommen fest- 
halte.
Außenminister Dulles war auf 

seiner wöchentlichen Pressekon
ferenz einem wahren K reuz
feuer von F ragen  über das P ro 
blem  Sicherheit und deutsche 
W iederverein igung ausgesetzt. 
D ie weitaus meisten Fragen  be
zogen sich au f diesen Kom plex. 
Dulles dementierte energisch! 
daß die U SA bei den Londoner
Abrüstungsverhandlungen die 
Errichtung einer neutralisierten

„Eigentum macht unabhängig44
Die zweite Phase der sozialen Marktwirtschaft

Hamburg (Eigenmeldung). Die 
Schaltung einer neuen gefestig
ten Gesellschaftsordnung auf 
der Grundlage persönlichen Ka
pitaleigentums des Staatsbür
gers stand am Dienstag im 
Mittelpunkt der Beferate und 
der Diskussion des CDU-Partei- 
tages in Hamburg. Unter dem 
Stichwort „'Wohlstand für alle“ 
kündigte Mlrtschaftsminister 
Erhard eine zweite Phase der 

zialen Marktwirtschaft an. 
ohistand, so sagte Prof. E r

hard, solle jetzt dem einzelnen 
nicht nur Befreiung von mate
rieller Not bringen, sondern ein 
neues Lebensgefühl wecken.

M it einer scharfen Abgren
zung gegen die sozialistischen 
Vorschläge, die er als eine 
„Po litik  der Straße“ bezeich- 
nete, trat Erhard fü r eine im 
mer stärkere Verbreiterung der 
privaten Eigentumsbildung auch 
an Produktionsm itteln ein. Das 
Staatsvermögen in der W ir t
schaft, das fü r den Staatsbür
ger „keinen P fiffe r lin g  w ert“ 
sei, sondern nur eine Abhän
gigkeit vom Staat „bis zum Zu
stand der Sklaverei“ vermehre, 
müsse- abgeschafft und in P r i
vateigentum umgewandelt w er
den.

Im  einzelnen teilte Erhard 
über die neuen Pläne m it: Das 
Gesetz über die Privatisierung 
des Volkswagenwerks soll nicht 
nur über die bisher ungeklär
ten Besitzverliältnisse an die
sem Unternehmen entscheiden, 
sondern auch die B ildung g rö 
ßerer Aktienpakete verhindern. 
D ie m ittleren und kleineren 
Sparer sollen m it Vorrang die 
Aktien, die im Nennwert von 
50 DM  ausgegeben werden, er
werben können und dabei so
gar gew isse m aterielle Vorteile 
genießen. Ferner soll durch das 
Gesetz sichergestellt werden, 
daß nicht über die Ausübung 
des Stimmrechts Machtkonzen
trationen geb ildet werden. Vor 
allem sollen juristische Perso
nen nicht in der Lage  sein, 
solche Aktien zu erwerben, und 
es soll sich um gebundene N a
mensaktien handeln, die nicht 
ohne weiteres weiterveräußert 
werden können. Erhard kün
digte schließlich an, daß auch 
w eitere Unternehmen aus dem 
Staatsbesitz auf diesem W ege 
in den Besitz w eiterer Volks
schichten überführt werden sol
len.

oder entm ilitarisierten Zone in 
Europa angeregt hätten und be
tonte, daß die U SA keiner A b 
rüstungsvereinbarung auf deut
sche Kosten zustimmen würden. 
In  allen diesen Fragen  würde 
die. amerikanische Regierung 
aufs engste m it Bundeskanzler 
Adenauer und der Bundesregie
rung Zusammenarbeiten.

D ie  U SA befassen sich, w ie 
Dulles w eiter m itteilte, nicht 
m it der F rage  der B ildung e i
ner entm ilitarisierten Zone, son
dern lediglich m it dem Plan  
einer Inspektionszone: aber
euch hier denke man in  erster 
L in ie  nicht an Europa, sondern 
beispielsweise an die Arktis, an 
Alaska und Sibirien, w eil es 
dort keine komplizierten po li
tischen Problem e gebe. Auch 
Rüstungskontrollen in  diesen 
Gebieten könnten bereits zu 
einer gewissen Entspannung 
fuhren, da diese Gebiete eben
fa lls als Ausgangsbasen fü r 
Atom angriffe der Großmächte 
gegeneinander in Betracht kom
men könnten.

Keine Neutralisierung
Die B ildung einer Inspektions

zone in Europa würde nach den 
W  oi ten von Dulles dagegen 
wegen der Vielzahl von Staaten 
die hierdurch betroffen würden 
beträchtliche politische Pro-! 
bleme aufwerfen. Trotz dieser 
Schwierigkeiten sei aber die 
Möglichkeit nicht ausgeschlos
sen, daß ein solches Abkommen 
auch über Europa zustande 
käme.

Dulles betonte im Verlauf 
seiner Pressekonferenz w ieder
holt. daß die USA im Augen
blick keinerlei Pläne für die B il
dung neutralisierter Zonen in 
Deutschland oder anderswo in 
Betracht zögen.



Synode: Vertrauen zu Dibelius
Maßlose und unwahre Angriffe  Pankows zurückgewiesen

Berlin  (E igenbericht). In  einer einstimmig angenommenen 
Vertrauenserklärung fü r B ischof D . D r. D ibelius hat die 
8. Provinzialsynode von Berlin-Brandenburg die beleidigenden 
und „ebenso maßlosen w ie  unwahren“  A ngriffe  zurückgewiesen, 
die in der Sowjetzonenpresse sowie in  Schulen und Betrieben 
der Sowjetzone gegen  den Berlin-Brandenburgisehen Landes- 
bischof und Kats Vorsitzenden der B K D  erhoben worden sind.

„M an hat sich nicht gescheut“ , 
heißt es wörtlich, „zugleich uns 
Christen in dem, was uns heilig 
ist, zu beleid igen.“ D ie Synode 
lasse sich nicht von ihrem B i
schof trennen und erwarte, daß 
auch die zuständigen staatlichen 
Organe Angriffe  dieser A rt ge
gen Bischof und K irche zu
rückweisen, um ein sinnvolles 
Gespräch zwischen Staat und 
Kirche, w ie es w iederholt ge
wünscht worden ist, nicht un
möglich zu machen.

D ie Synode erklärte es ferner 
fü r untragbar, daß der Bischof 
in  der persönlichen Ausübung 
seines Amts im  größten T e il 
seines Amtsbereiches behindert 
werde. Sie ersuchte die Pan- 
kower Regierung der D D R  
dringend, solche Behinderungen 
nicht fortzusetzen.

Einmütige Haltung
In  einer ausführlichen Erläu

terung zu diesem Synodalbe- 
schluß heißt es, auch die Theo
logen, die in der F rage des 
M ilitärseelsorgevertrages einen 
anderen Standpunkt einnähmen 
als die Mehrheit der gesamt
deutschen Synode, zögerten 
nicht einen Augenblick, die ge
gen Dibelius gerichteten und 
m it Gotteslästerungen verbun
denen A ngriffe  zurückzuweisen. 
Den Bischof, der bereits 1927 in 
seinem Buch „Friede auf Erden“ 
gegen eine Kriegsrüstung ein
getreten sei, in  widerlichen

Bonn (A P ). D ie Deutsche 
Atomkommission unter Vorsitz 
von P ro f. W erner Heisenberg 
trat im  Bundesatomministerium 
zur Beratung von Fragen  der 
Forschungsfördefung zusam
men. Der Arbeitskreis, dem die 
führenden Atomwissenschaftler 
angehören, nahm gutachtlich 
Stellung zur geplanten Errich
tung neuer kernphysikalischer 
Institute und Forschungsan
lagen.

Karikaturen als wüsten K r iegs 
hetzer darzustellen, sei als eine 
bösw illige Verleumdung anzu
sehen.

Außerdem forderte die P ro 
vinzialsynode den M agistrat von 
Ostberlin auf, die Behinderung 
des Religionsunterrichts an den 
Ostberliner Schulen aufzuheben. 
In  einer entsprechenden Ent
schließung w ird  besonders auf 
die M agistratsanweisung vom
15. Februar 1956 hingewiesen, in 
der unter dem T ite l „Sicherung 
von Ordnung und Stetigkeit im 
Erziehung»- und Bildungspro
zeß der demokratischen Schule“ 
die E rteilung der Christenlehre 
an den Oberschulen überhaupt 
verboten und fü r die übrigen 
Schulen m it einschneidenden 
Beschränkungen versehen w or
den w ar, •

Berlin  (A P ).  D er Rektor der 
Ostberliner Humboldt-Universi
tät hat bestätigt, daß Studen
ten der Veterinärmedizinischen 
Fakultät seiner Lehranstalt 
zwangsweise beurlaubt worden 
sind. E r  kündigte g leichzeitig 
w eitere Maßnahmen zur „Aus
schaltung“ unbotmäßiger Stu
denten an.

D ie Beurlaubung hat fo l
gende Vorgeschichte: Nach der 
ungarischen Revolution forder
ten Studenten der Veterinär-

Im  Anschluß an die Sitzung, 
der auch neun Unterzeichner 
der „G öttinger Erk lärung“ bei
wohnten, trafen sich die W is
senschaftler noch im  privaten 
Kreise.

Düsseldorf (D PA ). Der Ham
burger Phys iker P ro f. Pascual 
Jordan hat eine Internationale 
Konferenz namhafter Atom phy
siker über die Gefahren der 
Atombombenexperimente und 
der Anwendung von Kernwaf-

„Notfalls zuerst 
Atomwaffen“

N ew  York  (AP/D PA ). D ie 
N A T O  sei bereit, im  F a lle  eines 
sowjetischen A ngriffs  in Europa 
notfalls zuerst Atom waffen ein
zusetzen, auch wenn die Gegen
seite davon keinen Gebrauch 
machen würde, hat der N A T O - 
Oberbefehlshaber, General N or- 
stad, im amerikanischen Fern
sehen erklärt.

D ie N A TO -V erteid igu ng W est
europas basiere auf den Atom 
waffen, sagte Norstad.

D ie Schaffung einer m ilit 
risch „verdünnten“ Zone in 
M itteleuropa lehnte der Gene
ral ebenso ab w ie einen gleich
zeitigen  A bzug der N A T O - 
Streitkräfte aus W esteuropa 
und der sowjetischen Streit
kräfte aus Osteuropa. Norstad 
verw ies darauf, daß die über
seeischen NATO -Verbände nach 
einem Abzug ein ige Zeit brau
chen würden, um w ieder nach 
Europa zu kommen, während 
fü r die sowjetischen Streit
krä fte die Rückkehr eine A n 
gelegenheit von Stunden sein 
würde.

Universität
Eingeständnis

m edizin die Abschaffung des 
gesellschaftswissenschaftlichen 
und des russischen Unterrichts. 
Der Dekan der Fakultät, P ro 
fessor Schützler, konnte da
mals zw ar Maßnahmen größe
ren Ausmaßes gegen die Stu
denten verhindern, doch mußte 
er in der vergangenen Woche 
seine Vorlesungen w egen „grö 
lichster Vernachlässigung seine. 
Erziehungspflicht“ und der 
„Unterstützung von Provoka
teuren“ einstellen. Später w e i
gerten sich die 115 Studenten, 
die Vorlesungen eines anderen 
Dozenten zu besuchen. Darauf
hin wurden a lle 122 Studieren
den des dritten Studienjahres 
einstweilig beurlaubt.

Professor Schützler ist in
zwischen nach W estberlin  ge
flüchtet.

fen befürwortet. A ls Voraus
setzung fü r das Zustandekom
men einer solchen Konferenz 
bezeichnete P ro f. Jordan, daß 
ihre Verlautbarungen in den 
Heimatländern a ller Teilneh
mer veröffentlicht werden.

Kernphysiker tagten in Bonn
Deutsche Atomkommission beriet unter Prof. Heisenberg

Alarm an der Humboldt
studenten gemaßregelt — Offizielles



So sind sie wirklicht

Der Radfahrer vom Marx-Engels-Platz
In der Ostberliner Brüderstraße 

N r. 6 bis. 7, haben sie einen 
„Präsidenten“ etab liert: Rudi
Reichert, Präsident des „Deut
schen Turn- und Sportbundes“ , 
der zur Zeit umstrittensten 
Neugründung der SED. Ganz 
bewußt hat man diesen jungen 
Kommunisten an die Spitze 
eines Unternehmens gestellt, 
das die Reste freien. Sportlebens 
in der Zone liquidieren, soll. 
P  \ert hat seinen M itkollegen 
v  xs, daß er tatsächlich ein
m al Sportler war. Um dies zu 
demonstrieren, werden Ostber
liner B ildreporter zur Zeit auf 
neckische Schnappschüsse ange
setzt: A u f dem Rennrad ja g t 
der junge „Präsident“ um die 
Ehrentribünen des zum M arx- 
Engels-P latz degradierten Lu st
gartens, im  zünftigen Dreß und 
Rennfahrertrikot. 100 M eter w e i
ter aber steht der dunkelblaue 
„W artbu rg“ , der den Funktio
när samt seinem R ad nach 
Hause bringen w ird  . . .

Vorbildlicher H itler junge
Reichert erhebt gar keinen 

Anspruch, Antifaschist zu sein. 
So verzichtet die Parte ib iogra
phie auf derartige Meriten. Be
reits als H itlerjunge w ird  der 
Mecklenburger lobend erwähnt: 
E r w ird  „Vorbild licher Sport
le r“ seines Gaues und L e ite r  
einer HJ-Sportgruppe in  einem 
Flugzeugwerk. Bei Kriegsende 
ist er knapp 17 Jahre alt, seine 
Jugend g ilt  als A lib i: D ie K P D  
engagiert ihn als Jugendfunk- 
t ; "är, der die Sportler Meck- 

urgs fü r den Kommunismus 
begeistern soll. Zusammen m it 
ehemaligen Jungkommunisten 
gründet e r  die ersten „A n tifa 
schistischen Jugendausschüsse“ , 
die Pa rte i stellt ihn —  den 
„Nur-Sportler“ —  geschickt in 
den Vordergrund.

A ls FDJ-Sekretär auf Rügen 
macht er K arriere, um 1948 im 
Aufträge der SED den „Landes
sportausschuß Mecklenburg“ ins 
Leben zu rufen. Dann holt man 
ihn nach Ostberlin. Im  „Deut
schen Sportausschuß“ fungiert 
er als o ffiz ie ller  Vertreter der 
noch auf ihre „Überparteilich
keit“ pochenden FD J. A ls 
„Staatsamateur“ betreibt er 
Segelsport, gew innt auch kleine 
Meisterschaften, ohne a ller
dings die gewünschte inter-

RUDI REICHERT

nationale K lasse zu erreichen. 
D ie SED hätte gern einen 
„internationalen“ Sportchampion 
in dieser Funktion . .  ,

Der Funktionär
W o  sportliche Regatten  nicht 

mehr lohnend erscheinen, stellt 
man den jungen Reichert nun 
endgültig in die Bahn des 
Funktionärs. E r begleitet so
wjetzonale Sportdelegationen zu 
Verhandlungen nach W estberlin  
und in die Bundesrepublik, viele 
verdächtigen ihn —  wahrschein
lich sogar zu Unrecht —  der 
Beobachtertätigkeit fü r den
SSD. A ber Reichert ist mehr. 
E r ist Politruk, sein Veto bringt 
jede fast angebahnte E in igung 
zum Sterben. Die westdeutschen 
und internationalen Gesprächs
partner -wissen: Es ist sinnlos, 
in Reicherts Gegemvart zu dis
kutieren! Nichts erinnert mehr 
an einen wendigen Sportler, 
Reichert ist nur noch ein durch

120 M ill. Dollar iiir  Nahost
W ashington (D PA ). D ie USA 

werden den Ländern des Nahen 
Ostens eine W irtschafts- und 
M ilitärh ilfe im W erte von 120 
M illionen Dollar gewähren. 
Diese M itteilung machte > der 
amerikanische Sonderbeauf
tragte fü r die Eisenhower- 
Doktrin, Richards.

und durch ideologisch verkan
teter Funktionär..

D ie Verhandlungen des Ost- 
berliner „Nationalen O lym pi
schen Kom itees“ ziehen sich 
durch Reicherts störrische H a l
tung in eine Länge, die jedes 
Gespräch zur Qual werden läßt. 
A ls Reichert im H erbst 1956 
den „Vaterländischen Verdienst
orden" erhält, fragen sich selbst 
seine Freunde nach dem Grund 
fü r eine derartige Dekoration. 
Aber der FDJ-Zentralrat, dem 
er jetzt angehört, plant bereits 
Dinge, die man in Sportkreisen 
noch nicht fü r bare Münze neh
men w ill: F D J  und SED wol- 
wollen die Vormachtstellung 
verschiedener einflußreicher 
„Betriebssportgemeinschaften“ 
zerschlagen, dem „Nur-Sportler“ 
w ill man politische D isziplin 
diktieren. Tatsächlich haben 
sich in den Jahren 1955/56 viele 
derartige BSG nahezu selbstän
dig gemacht. Ih r  E influß 
macht sie fast zu „staatsw idri
gen Sportvereinen“ , niemand 
w agt etwas gegen sie zu unter
nehmen, w eil aus ihren Reihen 
jene Spitzensportler kommen, 
m it denen man in die in ter
nationale Arena treten möchte.

Ziel: Staatssport!
Die Tatsache, daß der Staat 

fü r den organisierten Sport 
Millionensummen auswirft, be
rechtigt die Funktionäre zu der 
Annahme, ■ ein . Sportler müsse 
Kommunist sein, um Spitzen
leistungen zu vollbringen. Den 
hochgezüchteten „Staatsamateu
ren“ w irft  man nun vor, sie 
ließen sich von der Regierung 
aushalten, ohne politischen 
Dank dafür abzustatten. Der 
FDJ-Zentralrat spricht in  einer 
o ffiziellen  Erklärung bereits von 
„unpolitischer Vereinsm eierei“.

Aus dieser Situation heraus 
w ird  der „Deutsche Turn- und 
Sportbund“ geboren. Rudi R e i
chert tritt an seine Spitze. E r 
soll den „Staatssport“ organ i
sieren, noch einmal versucht 
man den längst im Funktionärs- 
Dasein Erstarrten „sportlich“ 
wiederzubeleben. .Aber die R ad
touren um den' Marx-Engels- 
P la tz sind zu närrische Eska
paden, H inter ihnen vollendet 
sich die letzte Phase der V er
staatlichung des Sowjetzonen
sports.
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R e i m a n n s  R e i s e  i n  d e n  K r e m l
Politische Schaustellung für die entschlafene KPD

Anfang M ai begab sieh eine Delegation des „Zentralkomitees 
der K P D “ unter Führung M ax Reimanns nach Moskau, um — 
w ie  es hieß —  „F ragen  der internationalen Arbeiterbewegung“  
und des „innerparteilichen Lebens“ zu diskutieren. Reimann 
w urde von Chrustschow empfangen, und d ie kommunistische 
Presse hat sich nach K rä ften  bemüht, dieses „E reign is“  w ürdig 
zu kommentieren. W as aber ging tatsächlich in  Moskau vor?  
W a r  es nur ein Versuch, die sanft entschlafene westdeutsche 
K P D  noch einmal ins Gespräch zu bringen oder sind die 
Sow jets tatsächlich der Meinung, die Parte i M ax Reimanns 
könne in  den kommenden Monaten noch einmal eine politische 
R o lle  spielen?

SSD, heiteren!
Der kleine TA G  w ird ver

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruh ig bei der Po lize i 
oder beim J3ürgermeis< 
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

Fest steht, daß sich gewisse 
sowjetische K re is e . hinsichtlich 
der Bedeutung dieser Pa rte i 
närrischen Illusionen h ingege
ben haben. E in ige Dutzend im 
Ostberliner E x il lebender K P -  
Funktionäre, von der SED 
recht unkameradschaftlich kalt
gestellt, laufen den Emissären 
der Sowjetbotschaft U nter den 
L inden  die Türen ein, um „U n
terstützung fü r den großen 
nationalen Befreiungskam pf“ zu 
finden. A ls  die Kommunisten —  
aus vö llig  anderen Ursachen —  
bei den letzten westdeutschen 
Betriebsrätewahlen ein ige Man
date erringen konnten, fühlten 
diese Leute ihre Stunde ge
kommen: Sie warfen den SED- 
Organen eine falsche W estpoli
tik  vor, beschwerten sich bitter 
über ihre eigene Kaltstellung 
und suggerierten den Sowjets 
das Phantom einer „kam pf
bereiten und lediglich schlecht 
angeleiteten kommunistischen 
W iderstandsbewegung in der 
Bundesrepublik“ .

Die Macht der Illusion
W er gew isse Erklärungen des 

Bonner Sowjetbotschafters ver
fo lgte, w ird  zu dem Schluß 
kommen, daß die Sow jets tat
sächlich an etwas Ähnliches 
glauben. D ie Macht dieser I llu 
sion veranlaßt sie zu Erklärun
gen und Handlungen, die dem 
politischen Betrachter vö llig  un
angebracht, ja  zuweilen sogar 
dumm erscheinen müssen. H ier  
w urzelt die seltsame Rolle der 
K P D . Reimanns M it-Em igran- 
ten wissen, daß ihnen die SED 
im  Lau fe der letzten Monate 
Faden um Faden aus der Hand 
genommen hat, um bereits 
heute die gesamte „W estarbeit“ 
ohne Hinzuziehung von K P -  
Funktionären zu leiten. W ollen  
diese K P -Leu te also noch ein
mal eine R o lle spielen, müssen 
sie den Sowjets ihre Unentbehr

lichkeit beweisen. So gehen ge
fälschte und zweckoptimistische 
Situationsberichte v ia  Sow jet
botschaft an 'den  Krem l, und die 
Sowjets, die gern auf zw ei 
P ferde  gleichzeitig  setzen, neh
men vieles davon fü r ernst. Sie 
mißtrauen den eigenw illigen  
Eskapaden Ulbrichts und seiner 
SED - „Westkommission“ und 
möchten sich 'die ICP-Em igran
ten als stille Reserve halten.

D ie wenigen noch im  Unter
grund tätigen westdeutschen 
Kommunisten werden durch 
diese Taktik  nämlich in  Angst 
und Schrecken versetzt. P lö tz 
lich werden sie von zw ei Seiten 
„angeleitet“ , und die Anweisun
gen jeder Seite sind verschie
den. Das geht so 'weit, daß z. B. 
die SED allen Hamburger K om 
munisten kürzlich eine „Popu
larisierungskampagne“ fü r einen 
bestimmten kommunistischen 
Funktionär befahl, der als Be
triebsrat durchgebracht werden 
sollte, während die im Ostber
liner E x il lebende KP-Führung 
gerade -diesen Mann isoliert 
wissen wollte. Das Ergebnis: 
D er Mann wurde —  gegen sei
nen W illen  —  „durchgebracht“ , 
und die SED erfuhr zu spät, 
daß dieser Funktionär bereits 
als L e ite r  eines illegalen Nach
richtennetzes amtierte. Nun 
muß der Mann als „Betriebs
ra t“ fungieren und die Sowjets 
dürfen fluchend auf ein ganzes 
konspiratives N etz  verzichten.

Mißtrauen und Angst sind die 
Fo lge  solcher Zweigleisigkeit. 
Es g ibt kaum noch Kommu
nisten, die fü r die verschiede
nen Ostberliner Interessengrup
pen ihre Haut zu Markte tragen 
möchten. Dem normalen Be
trachter fä llt  es schwer^ sich in
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diesem Dschungel zurechtzu
finden. E r sieht nur, daß die 
K P D  ein A b leger der SED ist 
und muß annehmen, daß R e i
mann dem absoluten W eisungs
recht des SED-Zentralkomjtees 
untersteht. Politisch ist dies 
richtig. Aber die westdeutschen 
Kommunisten* machen heute 
kaum noch Po litik , sondern im 
mer mehr reine Untergrund
arbeit. D ie politischen Instru
mente werden von der Sow jet
zone aus bedient. Da ist der so- 
gepannte „Freiheitssender 804“, 
ein nach dem Ausscheiden F  - 
Risches nur noch von S 
Leuten bedienter illega ler Rund
funksender, der zum T e il ver
schlüsselte Spionageanweisun
gen verbreitet. D ie gew erk
schaftliche Störarbeit in der 
Bundesrepublik haben be
stimmte Stellen des FDGB-Bun- 
desvorstandes übernommen, für 
die W estpropaganda ist die 
Agitationsabteilung des SED- 
Sekretärs Sindermann kompe
tent. A ber es g ib t andere In ter
essen, als deren Verfechter so
wjetische Dienststellen fungie
ren. D ie Aufschlüsselung ist ein
fach und k la r: D ie SED hat alle 
Aufgaben der entschlafenen 
K P D  an sich gerissen, die em i
grierten K P-Führer kaltgestellt 
und treibt diese allmählich in 
das N etz  der Sowjetspionage.

M i ß t r a u e n  u n d  A n g s t



WIEDERSEHEN IN  UNGARN. 44 ungarische Kinder, keines älter als 14 Jahre, die während 
des Volksaufstandes im _ Herbst vorigen Jahres nach'Jugoslawien geflüchtet waren, sind 
jetzt wieder in ihre Heimat rückgeführt worden. Hier eine Wiedersehensszene zwischen

Mutter und Sohn.

Das Junktim bleibt
Fortsetzung von Seite 2 

E in aus der gleichen Zeit 
stammender amerikanischer 
Vorschlag w ar im  Grunde nur 
als Arbeitsgrundlage fü r  die 
Maßnahmen der ersten Phase 
gedacht. In  ihm befand sich be
reits die Anregung, ein Kleines 

Fetisches und amerikanisches 
Jet m it Häfen, Flugplätzen 

und Eisenbahnknotenpunkten 
einer gegenseitigen Kontro lle zu 
unterstellen; Das w ar als Test
fa ll gedacht, um an einem kle i
nen Beispiel die Lu ftkontrolle 
praktisch zu demonstrieren. 
Auch hier ist von der gleichzei
tigen Lösung politischer Fragen  
in keiner W eise die Rede. Es 
war und ist überhaupt * die 
amerikanische Tendenz, die 
Diskussion der Abrüstungsfrage 
nur im  Rahmen der ihr zuge
hörigen technischen Maßnahmen 
zu führen und dabei nicht die 
großen politischen Fragen  auf
zuwerfen. D ie amerikanischen 
Sprecher ließen aber nie einen 
Zw eife l darüber, daß der ersten 
Phase der Abrüstung auch poli

tische Regelungen fo lgen  müß- 
1 cn. In  diesem Sinne hat der 
amerikanische D eleg ierte Stas- 
gcn während der Londoner A b 
rüstungsverhandlungen vor 
einem Jahre erklärt, eine A b
rüstung ohne Lösung der poli
tischen Fragen  sei dem I  rieden 
nicht günstig; ein allgemeines 
Abrüstungsabkommen ohne po
litische Regelungen unter denen 
er auch die Deutschlandfrage 
nannte, sei deshalb nicht denk
bar.

Es ist nicht anzunehmen, daß 
dieser grundsätzliche Stand
punkt Washingtons sich inzw i
schen geändert hat. Geändert 
hat sich nicht der grundsätz
liche Kurs Eisenhowers, son
dern allenfalls der Inhalt, den 
die U SA einer ersten Phase der 
Abrüstung geben möchten. Man 
w ill damit beginnen, daß man 
in  einer Mischung- der Pläne 
Edens, Eisenhowers und Bul- 
ganins einen größeren europä
ischen Raum dem Testversuch 
einer beiderseitigen Kontrolle 
unterstellt.

Man glaubt in  ’Washing
ton offenbar, m it einem sol
chen Versuch vielleicht den 
besten taktischen Anfang der 
Atarüstungsprozedur zu finden, 
um dann Schritt fü r Schritt 
weiterzukommen. Niem and hat 
bisher daran gedacht, an einem 
solchen Anfang, w ie immer er 
geartet sein mag, die F rage  der 
W iedervereinigungDeutschlands 
aufzuwerfen. Niemand von den 
westlichen Partnern der A b 
rüstungsverhandlungen hat aber 
bisher umgekehrt die B ereit
schaft gezeigt, einem Gesamt
abkommen über die Abrüstung 
zuzustimmen, wenn nicht auch 
die großen politischen Fragen  
ihre Regelung finden. Denn 
ohne die Lösung der politischen 
Streitfragen, die zugleich ge
fährliche nationale Notstände 
kennzeichnen, kommt es nicht 
zu jener Entspannung, die den 
W e g  zur Abrüstung ermöglicht. 
Gegen diese L og ik  g ib t es kei
nen Einwand. D a s  J u n k 
t i m  b l e i b t ,  das seit lan
gem ein allgemeines A b 
rüstungsabkommen mit der W ie 
dervereinigung Deutschlands 
verknüpft.
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